i BFG

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Vorsitzende S in der Beschwerdesache LS, {iber die
Beschwerde vom 18.06.2018 gegen den Bescheid der belangten Behérde Finanzamt
Freistadt Rohrbach Urfahr vom 24.04.2018 betreffend Einkommensteuer fir 2016 in der
Sitzung am 25.09.2019 nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung zu Recht

erkannt:
Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde
I) Verfahrensgang

Am 04.12.2017 langte die Einkommensteuererklarung 2016 elektronisch beim Finanzamt
ein. Darin erklarte der Abgabepflichtige Einklinfte aus Gewerbebetrieb iHv 161.500,64 €
sowie auBerordentliche Einkiinfte aus der VerdauRerung der Beteiligung an der ,,KG” iHv
115.624,34 € fiir welche er den Halftesteuersatz beantragte. Zusatzlich machte er
Sonderausgaben fir Wohnraumschaffung/-sanierung sowie den Kirchenbeitrag geltend.

Am 14.03.2018 reichte der Abgabepflichtige die Einkommensteuererklarung 2017

elektronisch beim Finanzamt ein. Darin machte er ausschlieflich Sonderausgaben geltend.

Mit Vorhalt vom 10.04.2018 forderte das Finanzamt den Abgabepflichtigen auf, die
beantragten Sonderausgaben anhand von Bestatigungen fiir das Jahr 2017 nachzuweisen

sowie die entsprechenden Unterlagen dazu vorzulegen.

Am 24.04.2018 wurde der Einkommensteuerbescheid 2016 erlassen. Darin wurde dem
Abgabepflichtigen die Inanspruchnahme des Halftesteuersatzes fir den
Veradulerungsgewinn aus dem Verkauf seiner Beteiligung mit der Begriindung, dass er

seine Erwerbstatigkeit aufgrund eines aktiven Dienstverhaltnisses zur ,KG“ und den daraus
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erzielten Einkiinften von mehr als 730,00 € im Jahr 2017 nicht eingestellt habe, vom
Finanzamt versagt.

Am 11.06.2018 langte die Beantwortung des Abgabepflichtigen zum Erganzungsersuchen
vom 10.04.2018 ein. Darin libermittelte er eine berichtigte Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2017 (Einkommensteuererklarung 2017), in welcher er
abweichend zur urspriinglich eingereichten Einkommensteuererklarung 2017 vom
14.03.2018 nun Werbungskosten iHv 1.741,23 € aus seinem aktiven Dienstverhaltnis zur
,KG” geltend machte. AuRerdem beantragte er statt der urspriinglich erklarten
Sonderausgaben fir Versicherungspramien/-beitrage iHv 2.084,88 € und
Wohnraumschaffung/-sanierung iHv 900,00 € ausschlieRRlich Kosten fiir
Wohnraumschaffung/-sanierung iHv 2.920,00 €. Zum Nachweis fir die begehrten
Werbungskosten (Arbeitsmittel, beruflich veranlasste Reisekosten, Pendlerpauschale,
sonstige Werbungskosten fiir Botenfahrten) und Sonderausgaben legte der
Abgabepflichtige Belege liber die Anschaffung eines Notebooks, eines Mobiltelefons, einen
Auszug aus dem BMF-Pendlerrechner, eine Aufstellung zu seinen Wohnbaukrediten samt
Bankauszug vom 12.08.2014, eine Bestatigung liber die Riickzahlungen seines
Bauspardarlehens iHv 5.400,00 € sowie Aufzeichnungen Uber seine Arbeitszeiten vor.

Am 18.06.2018 (eingelangt am 25.06.2018) brachte der Abgabepflichtige innerhalb der bis
30.06.2018 verlangerten Beschwerdefrist rechtzeitig Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid 2016 ein. Darin forderte er erneut die Zuerkennung des
Halftesteuersatzes flir den Gewinn aus der VeraulBerung seiner Beteiligung - nun jedoch
iHv 122.924,34 € statt bisher iHv 115.624,34 €.

Als Nachtrag zur Beantwortung des Ergdnzungsersuchens vom 10.04.2018 brachte der
Beschwerdefiihrer (Bf.) am 29.06.2018 eine Bestatigung (iber die geleisteten Botenfahrten
seiner Tochter sowie eine Berechnung lber seine Einkiinfte fir das Jahr 2017 ein. Zum
Nachweis fir die beruflich veranlassten Reisekosten iHv 499,89 € (1. Halbjahr 2017) und
606,63 € (2. Halbjahr 2017) forderte das Finanzamt das Jahreslohnkonto 2017 sowie den
Lohnzettel fir Janner 2018 von der Lohnverrechnung des Bf. an - beide Unterlagen wurden
dem Finanzamt am 29.06.2018 per Mail Ubermittelt. Weiters wurde um Aufklarung
bezlglich des verrechneten Kilometergeldsatzes ersucht, welche durch die steuerliche
Vertretung am 02.07.2018 erfolgte.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 03.07.2018 (zugestellt am 05.07.2018) wies das
Finanzamt die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2016 als unbegriindet
ab. Abermals wurde dem Bf. die Inanspruchnahme des Halftesteuersatzes mit der
Begriindung, dass seine Erwerbseinkiinfte im Jahr 2017 (trotz berichtigter Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2017) mehr als 730,00 € betragen wiirden, versagt.
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Am 10.07.2018 (eingelangt am 12.07.2018) erhob der Bf. gegen die
Beschwerdevorentscheidung vom 03.07.2018 einen Vorlageantrag, welchen die
steuerliche Vertretung per Mail vom 04.10.2018 zusammengefasst erganzte:

-zur Einstellung der Erwerbstatigkeit: § 37 Abs. 5 EStG spreche von der , Einstellung der
Erwerbstatigkeit" als einer der Voraussetzungen fiir das Vorliegen von auBerordentlichen
Einklinften. Dabei gehe es um die Einstellung jener Erwerbstatigkeit, aus der die
aullerordentlichen Einkilinfte erzielt worden seien. Dies ergebe sich zum einen aus der
eindeutigen kausalen Verkniipfung im ersten Satz des § 37 Abs. 5 EStG (... wenn die
BetriebsverdufSerung oder -aufgabe aus folgenden Griinden erfolge:... Der Steuerpflichtige
hat das 60. Lebensjahr vollendet und stellt seine Erwerbstdtigkeit ein.). Die Einstellung der
Erwerbstatigkeit misse somit - wie im Fall des Bf. - der Grund fiir das Anfallen des
VerduRerungs- oder Ubergangsgewinnes sein. Dass der Bf. im Jahr 2016 seine
Erwerbstatigkeit eingestellt habe, stehe auRer Streit und habe zwingend die Anwendung
des § 37 Abs. 5 EStG zur Folge.

-zur Aufnahme einer anderen Erwerbstatigkeit: Dass eine nach der Einstellung der
Erwerbstatigkeit begonnene, andere Erwerbstatigkeit das Vorliegen von auRerordentlichen
Einklinften hindern wirde, sei zunachst im Wortlaut des § 37 Abs. 5 EStG nicht einmal
ansatzweise gedeckt. Eine solche Interpretation wiirde auch die Absicht des Gesetzgebers
unterlaufen: vom Gesetzgeber werde namlich eine altersbedingt eingeschrankte
Freiwilligkeit der BetriebsverdauBerung oder -aufgabe unterstellt, die die beglinstigte
Besteuerung als auBerordentliche Einkilinfte iSd § 37 Abs. 5 EStG rechtfertige. Es gehe dem
Gesetzgeber um die Beglinstigung der Einstellung einer Erwerbstatigkeit und nicht um die
Verhinderung anderer Erwerbstatigkeiten. Die vom Gesetzgeber geforderte Einstellung der
aufgegebenen oder verdulRerten Erwerbstatigkeit sei schlieflich auch keine vollstandige,
sondern die aufgegebene oder verdauBerte Erwerbstatigkeit konne in kleinem Rahmen
(Einkunftsgrenze: 730,00 € pa, Umsatzgrenze 22.000,00 € pa) fortgefiihrt werden. Wenn
sogar die eingeschrankte Fortfiihrung der aufgegebenen oder verauflerten
Erwerbstatigkeit fir die Anwendbarkeit des § 37 Abs. 5 EStG unschadlich sei, kbnne umso
weniger eine - im Wortlaut nicht gedeckte - Aufnahme einer anderen Erwerbstatigkeit
schddlich sein. Der vom Finanzamt erlassene Einkommensteuerbescheid sei somit klar
rechtswidrig.

Mit Vorlagebericht vom 16.01.2019 wurde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht (BFG)
zur Entscheidung vorgelegt.

In einer weiteren Eingabe fiihrte der steuerliche Vertreter am 08.08.2019 ergdanzend aus:

In der fiir den Bf. negativen standigen Rechtsprechung zur Einstellung der Erwerbstatigkeit
im Rahmen des § 37 Abs. 5 Z 3 EStG gehe es immer um Fille, in denen bereits im Zeitpunkt
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der Betriebsaufgabe oder der BetriebsverdufRerung eine weitere Erwerbstatigkeit ausgeibt
worden sei und diese nicht zumindest zeitgleich mit der Betriebsaufgabe oder
BetriebsverauBerung eingestellt worden sei. Im gegenstandlichen Fall sei jedoch
unbestrittenermallen im Jahr 2016 die gesamte Erwerbstatigkeit eingestellt worden, es sei
lediglich im nachsten Jahr eine geringfligige Erwerbstatigkeit wieder aufgenommen
worden. Da das EStG 1988 keine ausdriickliche Regelung fiir den Fall der Einstellung der
Erwerbstatigkeit mit nachfolgender Wiederaufnahme einer anderen Erwerbstatigkeit
enthalte, sei die Wiederaufnahme einer anderen Erwerbstatigkeit nach vorheriger
Einstellung der Erwerbstatigkeit fiir die Halbsatzbeglinstigung unschadlich. Zur
Untermauerung des Standpunktes sei — abgesehen vom klaren Gesetzeswortlaut - auch
noch anzufiihren, dass das BFG vor kurzem einen Fall mit einer dhnlichen Fragestellung zu
Gunsten des Steuerpflichtigen entschieden habe (vgl. BFG 07.01.2019, RV/5101204/2017):
Dabei sei es im Rahmen der Immobilienertragsteuer um die fir die
Hauptwohnsitzbefreiung geforderte Aufgabe des Hauptwohnsitzes gegangen. Der Bf. habe
im Zuge des Verkaufes einer Eigentumswohnung seinen dortigen Hauptwohnsitz aufgeben,
allerdings im selben Jahr seinen Hauptwohnsitz an derselben Adresse wieder begriindet.
(Hintergrund sei eine Trennung samt Wiederverséhnung von Eheleuten gewesen). Das
Finanzamt sei der Ansicht gewesen, dass die Wiederaufnahme des Hauptwohnsitzes
ebendort nur wenige Monate nach der Aufgabe des Hauptwohnsitzes der
Hauptwohnsitzbefreiung abtraglich sei. Das Finanzamt sei dabei offensichtlich vom —
gesetzlich nicht festgelegten - Erfordernis einer endgililtigen oder zumindest langerfristigen
Aufgabe des Hauptwohnsitzes ausgegangen. Das BFG habe dazu kurz und blindig
festgestellt, dass sich im EStG keine Mindestfrist flir die Beibehaltung der Aufgabe des
Hauptwohnsitzes finde und die Hauptwohnsitzbefreiung auch bei nur voriibergehender
Aufgabe des Hauptwohnsitzes zustehe. Da sich auch in § 37 Abs. 5 Z 3 EStG keine
Mindestfrist fir die Einstellung der Erwerbstatigkeit im Falle der Halbsatzbeglinstigung
finde, stehe die Wiederaufnahme einer Erwerbstatigkeit im Folgejahr nach Einstellung der
gesamten Erwerbstatigkeit im Vorjahr im Lichte dieser neuesten Rechtsprechung des BFG
der Halbsatzbeglinstigung des § 37 Abs. 5 Z 3 EStG nicht entgegen.

In der mindlichen Verhandlung betonte der steuerliche Vertreter, dass die beiden
kumulativen Voraussetzungen fiir die Begiinstigung - Vollendung des 60. Lebensjahres und
Einstellen der aktiven Erwerbstatigkeit im Zuge der VeraufRerung des
Gesellschafteranteiles zweifelsohne erfiillt worden seien. Bei den fiir den Bf. negativen
VwGH-Erkenntnissen sei es immer darum gegangen, dass neben der Aufgabe einer
Erwerbstatigkeit andere Erwerbstatigkeiten nicht eingestellt worden seien. Das sei
beschwerdegegenstandlich gerade nicht der Fall gewesen. Der Bf. habe die gesamte
Tatigkeit eingestellt und erst spater wieder eine Erwerbstatigkeit aufgenommen. Das sei
ein wesentlicher Unterschied. Es stehe nirgends, dass man spater eine Erwerbstatigkeit
nicht wieder aufnehmen kdnne. Es gebe kein Erwerbstatigkeitsverbot und keine Frist im
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Gesetz, dass man nach der Einstellung einer Erwerbstatigkeit eine andere Erwerbstatigkeit
nicht ausliben dirfe. Es werde beantragt bzw. angeregt, die ordentliche Revision
zuzulassen, weil zur Wiederaufnahme einer Erwerbstatigkeit im Falle des § 37 Abs. 57 3
EStG keine Rechtsprechung vorliege.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:
I1) Sachverhalt

Der Bf. war von 04.06.2003 bis 30.09.2016 unbeschrankt haftender Gesellschafter bei der
Kommanditgesellschaft ,KG“. Mit 30.09.2016 stellte er seine betriebliche Erwerbstatigkeit
im Unternehmen ein. Fir die VerdauRerung seiner gesamten Beteiligung am Unternehmen
erzielte der Bf. im Jahr 2016 einen VerauBerungsgewinn iHv 122.924,34 €. Seit 01.01.2017
ist der Bf. beim oben angefiihrten Unternehmen wieder (geringfiigig) beschaftigt. Fir diese
(aktive) Tatigkeit erhielt er im Kalenderjahr 2017 laut Lohnzettel steuerpflichtige Bezlige
iHv 2.454,84 € und nicht steuerbare Beziige (§ 26 Z 4 EStG) iHv 499,89 €. Unter
Berlicksichtigung der Pendlerpauschale und der Werbungskosten betrugen die Einklinfte
aus der geringfligigen Beschaftigung im rechtskraftigen Einkommensteuerbescheid 2017
vom 03.07.2018 1.856,75 €.

[ll) Beweiswirdigung
Der Sachverhalt geht aus den Akten und den eingereichten Unterlagen des Bf. hervor.
IV) Rechtslage

Nach § 37 Abs. 1 EStG ermaRigt sich der Steuersatz fiir auBerordentliche Einklinfte (Abs. 5)
auf die Halfte des auf das gesamte Einkommen entfallenden Durchschnittssteuersatzes.

§ 37 Abs. 5 EStG in der flir das Veranlagungsjahr 2016 geltenden Fassung lautet:

LAuBerordentliche Einkiinfte sind VerduRerungs- und Ubergangsgewinne, wenn die
BetriebsverauBerung oder -aufgabe aus folgenden Griinden erfolgt:

1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine BetriebsverdauRerung oder

Betriebsaufgabe veranlasst.

2. Der Steuerpflichtige ist wegen korperlicher oder geistiger Behinderung in einem Ausmalf$
erwerbsunfahig, dass er nicht in der Lage ist, seinen Betrieb fortzufliihren oder die mit
seiner Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu
erflllen. Das Vorliegen dieser Voraussetzung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen
beigebrachten medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und gerichtlich
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zertifizierten Sachverstandigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt eine medizinische
Beurteilung durch den fir den Steuerpflichtigen zustandigen Sozialversicherungstrager vor.

3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und stellt seine Erwerbstatigkeit
ein. Eine Erwerbstatigkeit liegt nicht vor, wenn der Gesamtumsatz aus den ausgelbten
Tatigkeiten 22.000,00 € und die gesamten Einkiinfte aus den ausgelibten Tatigkeiten
730,00 im Kalenderjahr nicht tGbersteigen.

Fiir VerauRerungsgewinne steht der ermaRigte Steuersatz nur Gber Antrag und nur dann
zu, wenn seit der Er6ffnung oder dem letzten entgeltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre
verstrichen sind.”

V) Erwagungen

Strittig ist im Wesentlichen, ob die vom Bf. im Jahr 2017 erzielten Einkiinfte aus einer
geringfligigen Beschaftigung iHv 1.856,75 € fir die Inanspruchnahme des
Halftesteuersatzes gemaR § 37 Abs. 5 Z 3 2. Satz EStG schadlich sind oder nicht.

Wahrend die Abgabenbehoérde davon ausgeht, dass eine erneute Auslibung einer aktiven
Erwerbstatigkeit drei Monate nach Einstellen einer betrieblichen Tatigkeit der
Inanspruchnahme der steuerlichen Beglinstigung entgegensteht, vertritt der Bf. die
Ansicht, dass die Wiederaufnahme einer (anderen) Erwerbstatigkeit im Folgejahr nach
Einstellung der gesamten (bisherigen) Erwerbstatigkeit im Vorjahr der Inanspruchnahme
der steuerlichen Beglinstigung nicht entgegensteht.

Voraussetzung fiir die Altersbeglinstigung nach § 37 Abs. 5 Z 3 EStG ist die kumulative
Erflllung der beiden Kriterien — Vollendung des 60. Lebensjahres und Einstellung der
Erwerbstatigkeit. MaRgeblicher Zeitpunkt fir die Beglinstigung und fiir das Kriterium der
Vollendung des 60. Lebensjahres ist die VerdauBerung oder Aufgabe des Betriebes (vgl.
Jakom/Kanduth-Kristen EStG 2019, § 37, Tz. 33). Im vorliegenden Fall hat der Bf. durch die
Veradullerung seiner Beteiligung seine Erwerbstatigkeit im Jahr 2016 eingestellt und in
diesem Jahr auch das 62. Lebensjahr vollendet.

Einstellung der Erwerbstatigkeit bedingt die dauerhafte Aufgabe der gesamten
Erwerbstatigkeit im Rahmen eines einheitlichen Vorgangs. Ein einheitlicher Vorgang wird
angenommen, wenn die Einstellung der Erwerbstatigkeit innerhalb eines angemessenen
Abwicklungszeitraumes erfolgt. Einstellen der Erwerbstéatigkeit ist so zu verstehen, dass in
der Folge keine Erwerbseinkiinfte auslosende Tatigkeiten unterhalten werden. (vgl.
Jakom/Kanduth-Kristen, aa0O, § 37 Tz 33 und Tz 34).
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Nach der Rechtsprechung des VwWGH fallen unter den Begriff Erwerbstatigkeit alle
Tatigkeiten, die sich als aktive Betatigung im Erwerbsleben darstellen (vgl. VWGH
23.09.2010, 2006/15/0358). Eine Erwerbstatigkeit ist grundsatzlich bei den betrieblichen
und nichtselbstandigen Einklinften anzunehmen.

Eine Erwerbstatigkeit liegt nach dem Gesetzeswortlaut trotz ,,aktiver” Einkiinfte aber nicht
vor, wenn der Gesamtumsatz aus den ausgetlibten Tatigkeiten 22.000,00 € und die
gesamten Einkilinfte aus den ausgelibten Tatigkeiten ab dem Zeitpunkt der
BetriebsveraulRerung oder -aufgabe 730,00 € im Kalenderjahr nicht ibersteigen.

Nach Ansicht des BFG ist es unstrittig, dass die Einkiinfte des Bf. aus der geringfiigigen
Beschaftigung im Jahr 2017 die im § 37 Abs. 5 Z 3 2. Satz EStG normierte Grenze von
730,00 € (iberstiegen haben.

Fir das BFG steht sowohl der Gesetzeswortlaut als auch der Gesetzeszweck einer
beglinstigungsunschadlichen und somit zuldassigen Wiederaufnahme einer Erwerbstatigkeit
entgegen. Nach Ansicht des BFG sollen nur echte bzw. unwiderrufliche , Beendigungsfalle”
- im gegenstandlichen Fall: die endgliltige altersbedingte Einstellung der Erwerbstatigkeit -
steuerlich beglinstigt werden.

Aus der einheitlichen Judikaturlinie des UFS bzw. BFG geht ebenfalls hervor, dass die
Einstellung der Erwerbstatigkeit eine dauerhafte Aufgabe der gesamten aktiven
Erwerbstatigkeit bedingt (vgl. UFS 13.02.2013, RV/1896-W/12; BFG 16.09.2016,
RV/7102781/2010).

Die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit - wie im gegenstandlichen Fall nur drei Monate nach
Einstellung der bisherigen Tatigkeit - schlieBt fir das BFG die Inanspruchnahme des
Halftesteuersatzes flir den VeraulSerungsgewinn aus.

Die fiir das BFG nicht bindenden EStR 2000 sehen unter Rz 7322 eine
beglinstigungsunschadliche Aufnahme einer Erwerbstatigkeit erst nach Ablauf eines Jahres
nach BetriebsverduBerung vor. Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn verweisen in ihrem
Kommentar (EStG18 § 37, Tz 72) darauf, dass eine Wiederaufnahme der Erwerbstatigkeit
eine ,geraume Zeit nach der Aufgabe bzw. VeraulBerung” zulassig sein soll, wobei als
"geraume Zeit" ein Zeitraum von mehr als einem Jahr angenommen wird.

Somit zeigt sich, dass sowohl in der Verwaltungspraxis als auch in der Fachliteratur die
Ansicht vertreten wird, dass eine Wiederaufnahme einer Erwerbstatigkeit nach
Beendigung einer anderen Erwerbstatigkeit innerhalb einer kurzen Zeitspanne der
Inanspruchnahme des Halftesteuersatzes gemafld § 37 Abs. 5 Z 3 EStG entgegenstehen

wirde.
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Mangels gesetzlicher Verankerung von Fristen fiir begiinstigungsunschadliche Aufnahmen
von Erwerbstatigkeiten, stuft das BFG alle Erwerbstatigkeiten, die Giber die normierten
Grenzen des § 37 Abs. 5 Z 3 2. Satz EStG hinausgehen, sowohl im Jahr der Aufgabe bzw. der
Veraullerung als auch im Folgejahr als beglinstigungsschadlich ein. Einen dartber
hinausgehenden Zeithorizont hatte das BFG auf Grund des vorliegenden Sachverhaltes
nicht zu beurteilen.

Die vom Bf. vertretene Ansicht, dass die Wiederaufnahme einer Erwerbstatigkeit im
Folgejahr nach Einstellung der gesamten Erwerbstatigkeit im Vorjahr der
Halbsatzbegiinstigung des § 37 Abs. 5 Z 3 EStG nicht entgegenstehe, findet im Gesetzestext
keine Deckung. Nach dem Gesetzeszweck ist nur die endgliltige altersbedingte Einstellung

der Erwerbstatigkeit beglinstigt.

Zurlickgewiesen wird auch der ins Treffen gefiihrte Vergleich mit der nicht vorhandenen
bzw. nicht notwendigen Mindestfrist fiir die Inanspruchnahme der
Hauptwohnsitzbefreiung. Dabei liegt nach Ansicht des BFG weder ein vergleichbarer
Sachverhalt noch eine vergleichbare Rechtslage (§ 30 Abs. 2 EStG; ImmoESt) vor.

Die Anwendung der Beglinstigung des § 37 Abs. 5 Z 3 EStG wurde daher vom Finanzamt zu
Recht versagt.

V1) zur Unzuldssigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG die Revision
zulassig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
einheitlich beantwortet wird. Im vorliegenden Fall ergeben sich die Rechtsfolgen
unmittelbar und zweifelsfrei aus dem Gesetz, diese schlichte Rechtsanwendung berihrt
keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung. Die ordentliche Revision ist daher nicht

zulassig.

Es war spruchgemal zu entscheiden.

Linz, am 30. September 2019

8von9



Seite 9 von 9

9von9



	Entscheidungsgründe

